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Haftungs- und Deckungsvergleich 

zwischen 

1. Continental Aktiengesellschaft, Continental-Plaza 1, 30175 Hannover („Continental“),
vertreten durch den Aufsichtsrat und den Vorstand,

und 

2. AIG Europe S.A., Direktion für Deutschland, Neue Mainzer Straße 46-50, 60331 Frank-
furt am Main („AIG“),

und 

3. XL Insurance Company SE, Direktion für Deutschland, Colonia-Allee 10-20, 51067
Köln („AXA XL“),

und 

4. Zurich Insurance Europe AG, Niederlassung für Deutschland, Platz der Einheit 2,
60327 Frankfurt am Main („Zurich“)

(die Versicherungsunternehmen zu 2. bis 4., einschließlich ihrer Mit-
versicherer gem. Abschnitt I. B., nachfolgend bezeichnet als die „Ver-

sicherer“) 
und 

5. Herrn Dr. Karl-Thomas Neumann, vertreten durch [für Einladung zur Hauptversamm-
lung entfernt],

und 

6. Herrn Manfred Wennemer, vertreten durch [für Einladung zur Hauptversammlung ent-
fernt],

und 

7. Herrn Dr. Alan Hippe, vertreten durch [für Einladung zur Hauptversammlung entfernt],

und 

8. Herrn Wolfgang Schäfer, vertreten durch [für Einladung zur Hauptversammlung ent-
fernt],

und 

9. Herrn José Avila, vertreten durch [für Einladung zur Hauptversammlung entfernt],

und 

10. Herrn Dr. Elmar Degenhart, vertreten durch [für Einladung zur Hauptversammlung ent-
fernt],
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(Herr Dr. Neumann, Herr Wennemer, Herr Dr. Hippe, Herr Schäfer, 
Herr Avila und Herr Dr. Degenhart nachfolgend gemeinsam bezeichnet 
als „Ehemalige Vorstandsmitglieder“ und einzeln „Ehemaliges Vor-

standsmitglied“), 
und 

11. [Name des ehemaligen General Counsel und Chief Compliance Officer für Einladung 
zur Hauptversammlung entfernt], vertreten durch [für Einladung zur Hauptversamm-
lung entfernt], 

(Die Ehemaligen Vorstandsmitglieder und [Name des ehemaligen Ge-
neral Counsel und Chief Compliance Officer für Einladung zur Haupt-
versammlung entfernt] nachfolgend gemeinsam bezeichnet als „An-

spruchsgegner“, Continental, die Versicherer und die Anspruchsgeg-
ner nachfolgend einzeln auch bezeichnet als „Partei“ und zusammen 

die „Parteien“). 
 

Soweit ein Versicherer bei einem Exzedentenvertrag gemäß Abschnitt I. B. der Präambel die 
Führung hat, handelt er sowohl im eigenen Namen als auch im Namen der Mitversicherer des 
jeweiligen Exzedentenvertrags, soweit in diesem Haftungs- und Deckungsvergleich nicht ex-
plizit etwas anderes geregelt ist. Jede Regelung betreffend die Versicherer gilt aufgrund der 
vereinbarten Führungsklauseln auch für oder gegen alle Mitversicherer der Versicherer, so-
weit in diesem Haftungs- und Deckungsvergleich nicht explizit etwas anderes geregelt ist. 

 

Präambel 

I. Parteien und D&O-Versicherung 

A. Continental ist eine deutsche Automobilzulieferin mit Sitz in Hannover. Continental un-
terhält seit dem 1. September 1990 bei der AIG eine D&O-Versicherung („Grundver-
trag“) (Versicherungsvertrags-Nr. Y 55 151 1256). Diese sieht eine Versicherungs-
summe von EUR 25 Mio. (in Worten: fünfundzwanzig Millionen Euro) vor. An den 
Grundvertrag schließen sich diverse Exzedentenversicherungsverträge an (zusam-
men mit dem Grundvertrag die „Continental D&O“, die an der Continental D&O in der 
Versicherungsperiode 2020 beteiligten Versicherer zusammen die „D&O-Versiche-
rer“). Die Continental D&O gewährt in den Versicherungsverträgen definierten Perso-
nen („Versicherte Personen“), die bei der jeweiligen Versicherungsnehmerin oder bei 
mitversicherten Unternehmen im Sinne der Versicherungsbedingungen tätig sind oder 
waren (Ziff. 1.5.1 der AVB ULHV 2016-E (AIG) in der Fassung gemäß des Nachtrags 
Nr. 37 ULHV 2016-E (AIG)), Versicherungsschutz insbesondere bei der Inanspruch-
nahme auf Schadensersatz sowie bei Einleitung behördlicher Verfahren gegen diese. 
Zu den Versicherten Personen gehören insbesondere ehemalige und amtierende Or-
ganmitglieder der Continental. Die Regelung zur sogenannten Umstandsmeldung be-
sagt, dass ein auf einem Umstand beruhender Anspruch als in dem Zeitpunkt einer 
vorsorglichen Meldung geltend gemacht gilt. Die Continental hat den D&O-Versiche-
rern unter dem 10. November 2020 sowie unter dem 5. August 2021 vorsorglich Um-
stände auf Basis von Ziff. 6.3. der AVB ULHV 2016-E (AIG) in der Fassung gemäß 
Ziff. 7 des Nachtrags Nr. 37 ULHV 2016-E (AIG) gemeldet. Weitere Meldungen von 
Continental gegenüber den Versicherern auf Basis von Ziff. 6.3. der AVB ULHV 2016-
E (AIG) in der Fassung gemäß Ziff. 7 des Nachtrags Nr. 37 ULHV 2016-E (AIG) für die 
Versicherungsperiode 2020 erfolgten nicht. 
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B. Für die Versicherungsperiode 2020 bestand das Continental-Versicherungsprogramm
aus folgenden Versicherungsverträgen (gemeinsam „Versicherungsprogramm“):

1. Grundvertrag mit einer Versicherungssumme von EUR 25 Mio. bei AIG
(100 %),

2. 1. Exzedentenlayer mit einer Versicherungssumme von EUR 75 Mio. (xs
EUR 25 Mio.), bestehend aus Mitversicherungsverträgen der AXA Corporate
Solutions Assurance S.A. („AXA CorSo“) (33,33 %) als führendem Versicherer
sowie der beteiligten Versicherer XL Insurance Company SE, Direktion für
Deutschland, Colonia-Allee 10-20, 51067 Köln („XL“) (33,33 %) und Liberty
Mutual Insurance Europe SE, Direktion für Deutschland, Im Klapperhof 7-23,
50670 Köln, (33,33 %) („1. Exzedent“); seit Erwerb der XL Group Ltd. durch die
AXA S.A. und Verschmelzung der AXA CorSo mit Wirkung zum 31. Dezember
2019 auf die XL erfolgt insbesondere der Markenauftritt für das Industrieversi-
cherungshaftpflichtgeschäft unter AXA XL mit der XL als Risikoträger,

3. 2. Exzedentenlayer mit einer Versicherungssumme von EUR 150 Mio. (xs
EUR 100 Mio.), bestehend aus Mitversicherungsverträgen der Zurich
(23,333 %) als führendem Versicherer sowie der beteiligten Versicherer Swiss
RE International SE, Niederlassung Deutschland, Arabellastraße 30, 81925
München (16,667 %), QBE Europe SA/NV, Direktion für Deutschland, Breite
Straße 31, 40213 Düsseldorf (16,667 %), Generali Versicherung AG, Adenau-
erring 7, 81737 München (10 %), HDI Global SE, HDI-Platz 1, 30659 Hannover
(10 %), R+V Allgemeine Versicherung AG, Raiffeisenplatz 1, 65189 Wiesbaden
(10 %), MSIG Insurance Europe AG, Niederlassung Deutschland, An den Do-
minikanern 11-27, 50668 Köln („MSIG“) (6,67 %) und Newline Europe Versi-
cherung AG, Schanzenstraße 38, 51063 Köln (6,67 %) („2. Exzedent“); seit
Verschmelzung der MSIG auf die MS Amlin Insurance SE, Boulevard Roi Albert
II 37, 1030 Brüssel (Schaerbeek), Belgien, mit Wirkung zum 30. Juni 2025 fir-
miert diese als MSIG Europe SE,

4. 3. Exzedentenlayer mit einer Versicherungssumme von EUR 100 Mio. (xs
EUR 250 Mio.), bestehend aus Mitversicherungsverträgen von AIG (25 %) als
führendem Versicherer sowie der beteiligten Versicherer Allianz Global Corpo-
rate & Specialty SE, Königinstraße 28, 80802 München (25 %), MSIG (25 %)
und Tokio Marine Europe S.A., Zweigniederlassung für Spanien, Torre Diago-
nal Mar Josep Pla 2, 08031 Barcelona, Spanien (25 %),

5. 4. Exzedentenlayer mit einer Versicherungssumme von EUR 50 Mio. (xs
EUR 350 Mio.), bestehend aus Mitversicherungsverträgen von Great Lakes In-
surance SE, Königinstraße 107, 80802 München (50%) als führendem Versi-
cherer sowie des beteiligten Versicherers Beazley Insurance dac, Niederlas-
sung für Deutschland, Rosental 4, 80331 München (50%).

Die Gesamtversicherungssumme des Versicherungsprogramms beträgt somit 
EUR 400 Mio. 

C. Mit zwischen den D&O-Versicherern und Continental ab dem 1. Januar 2021 verein-
barter Wirkung schlossen die D&O-Versicherer Deckung für erstmals geltend ge-
machte Schäden im Rahmen der sogenannten „Bereitstellung unerlaubter Abschalt-
einrichtungen für Fahrzeugmotoren“ unter der Continental D&O mittels eines sog. Spe-
cific Matter-Ausschlusses aus. Die Versicherer und Continental sind der Meinung, dass
für Organhaftungsansprüche im Zusammenhang mit dem Abgegoltenen Sachverhalt
(wie in Ziffer 2.1 definiert), seit deren Entstehung noch keine drei Jahre abgelaufen
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sind, kein Deckungsschutz unter der Continental D&O besteht. Die Anspruchsgegner 
teilen diese Einschätzung nicht. 

II. Dieselthematik 

A. Es steht in Rede, dass mehrere ehemalige Vorstandsmitglieder und ehemalige Füh-
rungskräfte der Continental Sorgfaltspflichten im Zusammenhang mit der sogenannten 
„Dieselthematik“ verletzt haben. Der Begriff „Dieselthematik“ bezieht sich in diesem 
Zusammenhang auf die Entwicklung, Installation, den Vertrieb und die sonstige Ver-
wendung von bestimmten Softwarefunktionen in der Motorsteuerung u.a. des EA 189 
1,6 l der Volkswagen AG („VW“) und anderen Motorsteuerungsprojekten, die zu Ab-
weichungen zwischen Emissionen im Prüfstands- und Realbetrieb führten, und alle 
damit zusammenhängenden Sachverhalte, insbesondere die Sachverhalte, die sich 
aus den Inhalten der Continental-Schreiben (wie definiert in Abschnitt III.A der Präam-
bel) ergeben, den Vorwürfen gemäß Abschnitt III.B der Präambel, sowie auch die Auf-
klärung und Aufarbeitung bei Continental im Nachgang zu der Veröffentlichung der 
Notice of Violation durch die US-amerikanische Environmental Protection Agency am 
18. September 2015 gegen VW. 

B. Die Staatsanwaltschaft Hannover ermittelte unter anderem gegen mehrere – jedoch 
nicht alle – Ehemalige Vorstandsmitglieder der Continental. Nach Einstellung sämtli-
cher übriger Ermittlungsverfahren ist derzeit nur noch ein strafrechtliches Verfahren 
unter Beteiligung unter anderem eines Ehemaligen Vorstandsmitglieds von Continen-
tal offen. 

C. Continental mit ihren Tochtergesellschaften und sonstigen nachgeordneten und ver-
bundenen Unternehmen im Sinne des § 15 AktG („Continental-Konzern“) sowie 
Tochterunternehmen, die in die Dieselthematik involviert waren, aber inzwischen nicht 
mehr zum Continental-Konzern gehören („Ehemalige Tochterunternehmen“) haben 
nach Angaben von Continental im Zusammenhang mit der Dieselthematik insgesamt 
mindestens EUR 296 Mio. aufgewendet. Der Betrag setzt sich unter anderem zusam-
men aus Bußgeldzahlungen, Kosten interner Untersuchungen und sonstigen Anwalts- 
und Beraterkosten. 

III. Anspruchsgegner 

A. Der Aufsichtsrat der Continental hat eine interne Untersuchung und die Prüfung mög-
licher Organhaftungsansprüche wegen möglicher Sorgfaltspflichtverletzungen im Rah-
men der Dieselthematik veranlasst. Continental ist auf dieser Grundlage zu der Auf-
fassung gelangt, dass die Ehemaligen Vorstandsmitglieder ihre Pflichten im Zusam-
menhang mit der Dieselthematik verletzt haben. In der Folge hat der Aufsichtsrat von 
Continental namens der Gesellschaft gegenüber den Ehemaligen Vorstandsmitglie-
dern Schadensersatzansprüche wegen Pflichtverletzungen aus § 93 Abs. 2 Satz 1 
AktG geltend gemacht; schriftlich erfolgte dies gegenüber den Ehemaligen Vorstands-
mitgliedern – nach einer Übersendung der Entwürfe von Anspruchsschreiben am 
10. Dezember 2024 nebst Anlagen – mit Schreiben vom 1. August 2025 nebst Anlagen 
(die Entwürfe der Anspruchsschreiben nebst Anlagen und die Schreiben vom 1. Au-
gust 2025 nebst Anlagen zusammen die „Continental-Schreiben“). Gegenüber 
[Name des ehemaligen General Counsel und Chief Compliance Officer für Einladung 
zur Hauptversammlung entfernt] hat Continental bislang keine Schadensersatzansprü-
che geltend gemacht. 

B. Continental wirft den Anspruchsgegnern zusammenfassend vor, ihre Sorgfaltspflichten 
verletzt zu haben, indem sie (i) es versäumten, ein System zu schaffen, das die Ein-
haltung rechtlicher Vorgaben der Produkte der Business Unit Engine Systems 
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sicherstellte, (ii) es versäumten, ihnen im Zusammenhang mit der Dieselthematik be-
kannt gewordenen konkrete Anhaltspunkte für mögliches Fehlverhalten von Mitarbei-
tern des Continental-Konzerns und Ehemaliger Tochterunternehmen aufzuklären, 
Fehlverhalten abzustellen und ggf. zu ahnden und/oder (iii) dahingehend ordnungsge-
mäß an den Gesamtvorstand und den Aufsichtsrat zu berichten. Die Vorwürfe sind 
bezüglich der einzelnen Anspruchsgegner unterschiedlich. Die Anspruchsgegner wei-
sen die Schadensersatzansprüche dem Grunde (einschließlich der vorgeworfenen 
Sorgfaltspflichtverletzungen) und der Höhe nach zurück. 

C. Herr Wolfgang Schäfer macht aus dem Aufhebungsvertrag, durch den im Zusammen-
hang mit der Dieselthematik sein Dienstverhältnis zum 31. Januar 2022 beendet 
wurde, verschiedene Ansprüche geltend. Diese Ansprüche werden in einem geson-
derten Vergleich geregelt, der diesem Haftungs- und Deckungsvergleich als Annex 
beigefügt ist. 

Die Parteien beabsichtigen im Interesse der Vermeidung langjähriger Streitigkeiten und damit 
verbundener Prozess- und Kostenrisiken 

● unter Aufrechterhaltung ihrer jeweiligen Standpunkte,  

● ohne Anerkenntnis einer Rechtspflicht und  

● ohne Präjudiz für etwaige Rechtsstreitigkeiten  

eine Regelung zu den Haftungs- und Deckungsansprüchen im Zusammenhang mit der Die-
selthematik, die in der Sache umfassend und abschließend sein soll. Insbesondere ist mit dem 
Abschluss dieser Vereinbarung kein Anerkenntnis irgendeiner Pflichtverletzung und/oder Haf-
tung der Anspruchsgegner sowie einer Deckungspflicht der Versicherer verbunden. 

Dies vorangestellt treffen die Parteien folgende Vereinbarung (die „Vereinbarung“): 

1. ZAHLUNG 

1.1 AIG zahlt an Continental einen Betrag in Höhe von EUR 17.417.770,00 (in Worten: 
siebzehnmillionenvierhundertsiebzehntausendsiebenhundertsiebzig). 

1.2 Die Mitversicherer im 1. Exzedenten zahlen an Continental einen Betrag in Höhe von 
insgesamt EUR 23.802.000,00 (in Worten: dreiundzwanzigmillionenachthundertzwei-
tausend). Davon entfallen EUR 15.868.000,00 auf AXA XL und EUR 7.934.000,00 auf 
die Liberty Mutual Insurance Europe SE, Direktion für Deutschland. 

1.3 Die Mitversicherer im 2. Exzedenten zahlen an Continental einen Betrag in Höhe von 
insgesamt EUR 2.500.000,00 (in Worten: zweimillionenfünfhunderttausend). Davon 
entfallen EUR 583.325,00 auf Zurich, EUR 416.636,96 auf die Swiss RE International 
SE, EUR 416.636,96 auf die QBE Europe SA/NV, Direktion für Deutschland, EUR 
249.977,18 auf die Generali Versicherung AG, EUR 249.977,18 auf die HDI Global SE, 
EUR 249.977,18 auf die R+V Allgemeine Versicherung AG, EUR 166.734,77 auf die 
MSIG Europe SE und EUR 166.734,77 auf die Newline Europe Versicherung AG. 

1.4 Die Zahlungen nach Ziffer 1.1 bis 1.3 dieser Vereinbarung (jeweils eine „Vergleichs-
zahlung“, nachfolgend gemeinsam bezeichnet als „Vergleichsbetrag“) werden inner-
halb eines Monats fällig, nachdem die Voraussetzungen für das Wirksamwerden die-
ses Vergleichs gemäß Ziffer 4.1 eingetreten sind und Continental den Versicherern 
hierüber eine entsprechende Mitteilung in Textform macht. Jeder Versicherer ist 
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berechtigt, vor Fälligkeit zu leisten. Vom Tage ihrer Fälligkeit bis zur Zahlung sind die 
Beträge mit 9 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz zu verzinsen. 

1.5 Die Versicherer schulden den Vergleichsbetrag als Teilschuldner, jeder den auf ihn 
entfallenden Anteil. Eine Gesamtschuld zwischen den Versicherern – auch unter den 
jeweiligen Mitversicherern im 1. Exzedenten und im 2. Exzedenten – besteht nicht. 

1.6 Die Zahlung des Vergleichsbetrags erfolgt auf das folgende Konto der Continental: 
IBAN: [für Einladung zur Hauptversammlung entfernt], BIC: [für Einladung zur Haupt-
versammlung entfernt]. 

1.7 Die gemäß Ziffer 1.1 bis 1.3 dieser Vereinbarung zu erbringenden Leistungen werden 
der Versicherungsperiode 2020 zugeordnet. Sie schöpfen die Versicherungssummen 
des Versicherungsprogramms vollständig aus. 

1.8 Die Parteien gehen übereinstimmend davon aus, dass es sich bei den Vergleichszah-
lungen um echte Schadensersatzzahlungen handelt und folglich keine Umsatzsteuer 
auf die Vergleichszahlungen zu entrichten ist. Ein etwaiges rechtliches Risiko hinsicht-
lich der Umsatzsteuer trägt Continental. Für die Versicherer ist die Leistung der Ver-
gleichszahlungen auch insoweit abschließend. Sie werden Continental jedoch im Rah-
men des Zumutbaren alle Informationen und Unterlagen zur Verfügung stellen, die für 
eine Prüfung der steuerrechtlichen Folgen relevant sind oder deren Vorlage gegenüber 
den Finanzbehörden erforderlich oder zweckdienlich ist. 

2. ABGELTUNGS- UND ERLEDIGUNGSERKLÄRUNG 

2.1 Mit dem Eintritt der unter Ziffer 4.1 dieser Vereinbarung genannten aufschiebenden 
Bedingung und der Leistung der Zahlungen von AIG und AXA XL nach Ziffer 1.1 und 
1.2 sind alle etwaigen Ansprüche und Rechte, insbesondere Schadensersatzansprü-
che, (nachfolgend bezeichnet als die „Relevanten Ansprüche“) von Continental ge-
gen die Anspruchsgegner und gegen andere Versicherte Personen, jeweils aufgrund 
oder im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit für den Continental-Konzern und aufgrund 
und/oder im Zusammenhang mit der Dieselthematik endgültig und abschließend ab-
gegolten und erledigt. Dasselbe gilt für Relevante Ansprüche der Unternehmen des 
Continental-Konzerns und Ehemaliger Tochterunternehmen gegen die Anspruchsgeg-
ner und gegen andere Versicherte Personen, jeweils aufgrund oder im Zusammen-
hang mit ihrer Tätigkeit für Unternehmen des Continental-Konzerns oder Ehemalige 
Tochterunternehmen und aufgrund und/oder im Zusammenhang mit der Dieselthema-
tik. Dies gilt jeweils unabhängig davon, ob es sich um gegenwärtige oder zukünftige, 
bekannte oder unbekannte, bedingte oder unbedingte, vorhersehbare oder unvorher-
sehbare Relevante Ansprüche aus eigenem oder übergegangenem Recht handelt. Die 
anderen Versicherten Personen nach Ziffer 2.1 Satz 1 sind berechtigt, sich unmittelbar 
auf die Abgeltung und Erledigung gemäß dieser Ziffer 2.1 zu berufen (Vertrag zuguns-
ten Dritter). Die in Ziffer 2.1 Sätze 1 und 2 dieser Vereinbarung in Bezug genommenen 
Sachverhalte werden zusammen nachfolgend insgesamt bezeichnet als der „Abge-
goltene Sachverhalt“. 

Continental verpflichtet sich zugleich, Relevante Ansprüche gegen die Anspruchsgeg-
ner und andere Versicherte Personen aufgrund und/oder im Zusammenhang mit dem 
Abgegoltenen Sachverhalt dauerhaft nicht bzw. nicht mehr länger gerichtlich oder au-
ßergerichtlich geltend zu machen, abzutreten oder sonst zu übertragen. Continental 
wird außerdem im Rahmen des rechtlich Zulässigen sicherstellen, dass auch sonstige 
Unternehmen des Continental-Konzerns und Ehemalige Tochterunternehmen gleich-
ermaßen Relevante Ansprüche gegen die Anspruchsgegner und andere Versicherte 
Personen aufgrund und/oder im Zusammenhang mit dem Abgegoltenen Sachverhalt 
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dauerhaft nicht bzw. nicht mehr länger gerichtlich oder außergerichtlich geltend ma-
chen, abtreten oder sonst übertragen. 

Die Abgeltung und Erledigung gemäß dieser Ziffer 2.1 hat beschränkte Gesamtwir-
kung. Die Parteien halten klarstellend fest, dass von der vereinbarten Abgeltungs- und 
Erledigungswirkung Ansprüche des Continental-Konzerns oder Ehemaliger Tochterun-
ternehmen auf Grund und/oder im Zusammenhang mit der Dieselthematik gegen 
Dritte, die nicht Versicherte Personen sind, sowie Ansprüche und Rechte, die sich aus 
dieser Vereinbarung ergeben, nicht erfasst sind. 

2.2 Darüber hinaus sind mit dem Eintritt der unter Ziffer 4.1 dieser Vereinbarung genann-
ten aufschiebenden Bedingung und der Leistung der Zahlungen durch AIG und AXA 
XL nach Ziffer 1.1 bis 1.2 alle etwaigen Ansprüche und Rechte des Continental-Kon-
zerns, der Ehemaligen Tochterunternehmen, der Anspruchsgegner wie auch aller an-
deren Versicherten Personen gegen AIG und AXA XL aufgrund und/oder im Zusam-
menhang mit dem Abgegoltenen Sachverhalt endgültig und abschließend abgegolten 
und erledigt. Die Abgeltung und Erledigung gilt unabhängig davon, ob es sich um ge-
genwärtige oder zukünftige, bekannte oder unbekannte, vorhersehbare oder unvorher-
sehbare Ansprüche aus eigenem oder übergegangenem Recht handelt. Nach Eintritt 
der unter Ziffer 4.1 dieser Vereinbarung genannten aufschiebenden Bedingung und 
Leistung der Zahlungen durch AIG und AXA XL nach Ziffer 1.1 bis 1.2 gilt Gleiches 
hinsichtlich der übrigen Versicherer, sobald diese ihren jeweiligen Anteil an den Ver-
gleichszahlungen gem. Ziffer 1.2 bis 1.3 dieser Vereinbarung in vollem Umfang er-
bracht haben. 

2.3 Schließlich sind – unbeschadet der Ansprüche aus Ziffer 3 dieser Vereinbarung – mit 
dem Eintritt der unter Ziffer 4.1 dieser Vereinbarung genannten aufschiebenden Be-
dingung und der Leistung der Zahlungen nach Ziffer 1.1 bis 1.2 alle etwaigen Ansprü-
che der Anspruchsgegner auf Ersatz von im Zusammenhang mit dem Abgegoltenen 
Sachverhalt entstandenen Aufwendungen einschließlich etwaiger Schäden gegen den 
Continental-Konzern oder Ehemalige Tochterunternehmen endgültig und abschlie-
ßend abgegolten und erledigt. Die Abgeltung und Erledigung gilt unabhängig davon, 
ob es sich um gegenwärtige oder zukünftige, bekannte oder unbekannte, vorherseh-
bare oder unvorhersehbare Ansprüche im Zusammenhang mit dem Abgegoltenen 
Sachverhalt aus eigenem oder übergegangenem Recht handelt. Die Anspruchsgegner 
verpflichten sich dazu, sämtliche Ansprüche, die ihnen gegen Dritte (insbesondere an-
dere – auch ehemalige – Organmitglieder oder Mitarbeiter der Continental) aus oder 
im Zusammenhang mit der Dieselthematik zustehen sollten, dauerhaft nicht bezie-
hungsweise nicht mehr gerichtlich oder außergerichtlich geltend zu machen. Dies gilt 
unabhängig davon, ob es sich um gegenwärtige oder zukünftige, bekannte oder unbe-
kannte, vorhersehbare oder unvorhersehbare Ansprüche im Zusammenhang mit dem 
Abgegoltenen Sachverhalt aus eigenem oder übergegangenem Recht handelt. Die be-
treffenden Dritten sind berechtigt, sich unmittelbar auf den Verzicht gemäß dieser Zif-
fer 2.3 zu berufen (Vertrag zugunsten Dritter).  

2.4 Die Versicherer werden wegen von ihnen erbrachter Leistungen keine Regress- oder 
Ausgleichsansprüche aus eigenem oder übergegangenem Recht, insbesondere aus 
§ 86 VVG, gegen den Continental-Konzern oder Ehemalige Tochterunternehmen, Ver-
sicherte Personen oder Dritte geltend machen. Die Versicherer treten solche Ansprü-
che auf Verlangen von Continental an Continental ab, es sei denn, dies würde unter 
Berücksichtigung des entstandenen Gesamtschadens von Continental zu einem Ver-
stoß gegen das schadensrechtliche Bereicherungsverbot führen. Die betreffenden 
Versicherten Personen und Dritte sind berechtigt, sich unmittelbar auf den Verzicht der 
Versicherer auf die Geltendmachung von Regressansprüchen zu berufen (Vertrag zu-
gunsten Dritter). 
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2.5 Gemäß § 93 Abs. 4 Satz 3 AktG kann auf Organhaftungsansprüche nicht verzichtet 
werden, bei denen im Zeitpunkt des Hauptversammlungsbeschlusses seit ihrer Ent-
stehung noch keine drei Jahre abgelaufen sind. Solche Ansprüche sind daher von den 
Regelungen der Ziffer 2 dieser Vereinbarung ausgenommen, wobei Continental kei-
nerlei Anhaltspunkte für derartige Ansprüche im Zusammenhang mit der Dieselthema-
tik vorliegen.  

2.6 Continental sichert hiermit zu, dass Continental eigene Ansprüche im Zusammenhang 
mit dem Abgegoltenen Sachverhalt gegen Anspruchsgegner, andere Versicherte Per-
sonen oder Versicherer weder abgetreten hat noch in Zukunft abtreten wird (Abtre-
tungsverbot).  

3. FREISTELLUNG 

3.1 Für den Fall, dass nach Unterzeichnung dieser Vereinbarung eine Versicherte Person 
und/oder ein Versicherer durch ein Unternehmen des Continental-Konzerns oder ein 
Ehemaliges Tochterunternehmen aufgrund und/oder im Zusammenhang mit dem Ab-
gegoltenen Sachverhalt aus eigenem oder übergegangenen Recht in Anspruch ge-
nommen wird, wird Continental die jeweilige Versicherte Person und/oder den jeweili-
gen Versicherer jeweils einzeln von rechtskräftig oder von mit schriftlicher Zustimmung 
der Continental durch Vergleich oder Anerkenntnis festgestellten oder zumindest vor-
läufig vollstreckbaren Gerichtsentscheidungen freistellen. Im Falle von vorläufig voll-
streckbaren Gerichtsentscheidungen stellt Continental die Anspruchsgegner nur frei, 
sofern diese ihre Ansprüche auf Rückerstattung der auf den vorläufig vollstreckbaren 
Titel geleisteten Zahlungen an Continental abtreten. Darüber hinaus wird Continental 
die Versicherten Personen und/oder die Versicherer von den ihnen durch die Inan-
spruchnahme entstehenden erforderlichen und angemessenen Rechtsverteidigungs-
kosten, insbesondere den Kosten ihrer anwaltlichen Vertreter, freistellen.  

Dasselbe gilt, wenn ein Unternehmen des Continental-Konzerns oder ein Ehemaliges 
Tochterunternehmen durch vergleichbare Handlungen (insb. Streitverkündungen, Auf-
forderungen zur Abgabe von Verjährungsverzichten) Rechtsverteidigungskosten bei 
Versicherten Personen verursachen.  

3.2 Für den Fall, dass Dritte Versicherte Personen im Wege des Innenschuldnerregresses 
oder aus einer sonstigen Rechtsgrundlage und/oder Versicherer aus eigenem oder 
übergegangenem Recht aufgrund und/oder im Zusammenhang mit dem Abgegoltenen 
Sachverhalt in Anspruch nehmen, wird Continental die Versicherten Personen 
und/oder die Versicherer jeweils einzeln von rechtskräftig oder von mit schriftlicher Zu-
stimmung der Continental durch Vergleich oder Anerkenntnis festgestellten oder zu-
mindest vorläufig vollstreckbaren Gerichtsentscheidungen freistellen. Im Falle von vor-
läufig vollstreckbaren Gerichtsentscheidungen stellt Continental die Anspruchsgegner 
nur frei, sofern diese ihre Ansprüche auf Rückerstattung der auf den vorläufig voll-
streckbaren Titel geleisteten Zahlungen an Continental abtreten. Darüber hinaus wird 
Continental die Versicherten Personen und/oder Versicherer von den ihnen durch die 
Inanspruchnahme entstehenden erforderlichen und angemessenen Rechtsverteidi-
gungskosten, insbesondere den Kosten ihrer anwaltlichen Vertreter, freistellen. 

Dasselbe gilt, wenn Dritte durch vergleichbare Handlungen (insb. Streitverkündungen, 
Aufforderungen zur Abgabe von Verjährungsverzichten) aufgrund und/oder im Zusam-
menhang mit dem Abgegoltenen Sachverhalt Rechtsverteidigungskosten bei Versi-
cherten Personen verursachen.  

3.3 Die Versicherten Personen und/oder Versicherer werden Continental jede durch Ziffer 
3.1 und 3.2 erfasste Geltendmachung von Ansprüchen gegen sie, jede Ankündigung 
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einer solchen Geltendmachung sowie jedwede Handlung, durch die Rechtsverteidi-
gungskosten bei Versicherten Personen verursacht werden (insb. Streitverkündungen, 
Aufforderungen zur Abgabe von Verjährungsverzichten) bzw. jede Handlung durch die 
Rechtsverteidigungskosten bei Versicherern verursacht werden, unverzüglich mittei-
len. Die Versicherten Personen und/oder Versicherer verpflichten sich, ohne Zustim-
mung der Continental kein Anerkenntnis und keinen Verzicht auf Einreden oder Ein-
wendungen abzugeben und keinen Vergleich oder eine sonstige bindende Regelung 
bezüglich einer solchen Inanspruchnahme abzuschließen. Continental ist – soweit 
rechtlich zulässig – berechtigt, selbst oder im Namen der jeweiligen Versicherten Per-
sonen und/oder Versicherer alle rechtlich zulässigen Maßnahmen zu ergreifen, um 
eine Inanspruchnahme abzuwehren oder in sonstiger Weise zu erledigen. Die jeweili-
gen Versicherte Personen und/oder Versicherer werden Continental bei der Abwehr 
oder Erledigung unterstützen. 

3.4 Für den Fall, dass nach Unterzeichnung dieser Vereinbarung behördliche oder straf-
rechtliche Verfahren aufgrund und/oder im Zusammenhang mit dem Abgegoltenen 
Sachverhalt Verteidigungskosten Versicherter Personen verursachen, wird Continen-
tal die Versicherten Personen einzeln von den durch das jeweilige Verfahren entste-
henden erforderlichen und angemessenen Rechtsverteidigungskosten, insbesondere 
den Kosten ihrer anwaltlichen Vertreter, freistellen. Für erstattete bzw. noch zu erstat-
tende bereits entstandene Rechtsverteidigungskosten gilt weiterhin der Rückforde-
rungsvorbehalt betreffend rechtskräftig festgestellter Pflichtverletzungen gemäß den 
jeweils bestehenden Kostenübernahmevereinbarungen; Ziffer 2.1 Satz 1 dieser Ver-
einbarung findet insoweit keine Anwendung. 

3.5 Die Freistellungsverpflichtung gegenüber den Versicherern gilt auch für den Fall, dass 
in den unter Ziffer 3.1, 3.2 und 3.4 dieser Vereinbarung beschriebenen Konstellationen 
Versicherte Personen Deckungsansprüche gegenüber den Versicherern geltend ma-
chen.  

Die Freistellungspflicht der Continental nach Ziffern 3.1, 3.2 und 3.4 dieser Vereinba-
rung greift nicht, soweit eine Freistellung gegen zwingende rechtliche Bestimmungen 
verstoßen würde, und zudem gegenüber der jeweiligen Versicherten Personen nicht, 
soweit nach Ziffer 4.1 der AVB ULHV 2016-E (AIG) in der Fassung gemäß des Nach-
trags Nr. 37 ULHV 2016-E (AIG) eine Deckung ausgeschlossen wäre (insofern bleibt 
aber die Freistellungsverpflichtung hinsichtlich der Rechtsverteidigungskosten bis zur 
Feststellung des Ausschlusses durch Vergleich, ausdrücklich schriftlich erklärtes An-
erkenntnis oder rechtskräftiges Gerichtsurteil bestehen). 

4. AUFSCHIEBENDE BEDINGUNG UND RÜCKERSTATTUNG 

4.1 Diese Vereinbarung wird erst – mit Ausnahme von Ziffer 5 (Verjährungsverzicht) und 
Ziffer 7 (Kommunikation) dieser Vereinbarung – insgesamt wirksam (aufschiebende 
Bedingung), wenn die Hauptversammlung der Continental die Zustimmung zu dieser 
Vergleichsvereinbarung samt Annex beschließt und nicht eine Minderheit, deren An-
teile zusammen den zehnten Teil des Grundkapitals erreichen, zur Niederschrift Wi-
derspruch erhebt (§ 93 Abs. 4 Satz 3 AktG). Die aufschiebende Bedingung gilt als end-
gültig ausgefallen, wenn sie nicht bis zum 31. Dezember 2026 eingetreten ist. 

4.2 Unbeschadet der in Ziffer 9.3 geregelten Rechtsfolgen einer (teilweisen) Unwirksam-
keit einer Bestimmung dieser Vereinbarung gilt für den Fall, dass die Nichtigkeit 
und/oder Unwirksamkeit dieser Vereinbarung rechtskräftig festgestellt wird oder einer 
Anfechtungs- oder Nichtigkeitsklage gegen den dieser Vereinbarung samt Annex zu-
stimmenden Hauptversammlungsbeschluss der Continental rechtskräftig stattgegeben 
wird, dass rückwirkend die Wirksamkeit dieser Vereinbarung insgesamt mit Ausnahme 
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dieser Ziffer 4.2, der Ziffer 4.3 (mit Unterabsätzen) und der Ziffer 5 (Verjährungsver-
zicht) entfällt. In diesem Fall steht den Versicherern bezüglich etwaiger bereits geleis-
teter Zahlungen des Vergleichsbetrages unter Ausschluss der Einreden aus §§ 814, 
818 Abs. 3 BGB ein sofort fälliger Rückzahlungsanspruch gegen Continental zu. Ein 
Zurückbehaltungsrecht oder die Möglichkeit der Aufrechnung wird ausdrücklich aus-
geschlossen. Für den Fall, dass die Versicherer deswegen die Zahlungen nach Zif-
fer 1.1 bis 1.3 nicht vollständig erbringen oder eine vollständige oder teilweise Erstat-
tung geleisteter Zahlungen verlangen, behält sich Continental vor, die Anspruchsgeg-
ner wieder auf Haftung wegen der Schäden aus oder im Zusammenhang mit dem Ab-
gegoltenen Sachverhalt in Anspruch zu nehmen. 

4.3 Continental wird, wenn sie in einem solchen Fall gem. Ziffer 4.2 ein vollstreckungsfä-
higes Urteil erlangt, aber nicht in das (sonstige) Privatvermögen des jeweiligen An-
spruchsgegners vollstrecken und keine Aufrechnung gegen Ansprüche der Anspruchs-
gegner aus betrieblicher Altersversorgung (u.a. Pensionen) vornehmen. Vollstreckt 
werden darf daher nur in seine Freistellungsansprüche gegen die Versicherer oder in 
seine Regressansprüche gegen andere Schuldner, insbesondere Gesamtschuldner 
aus oder im Zusammenhang mit dem Abgegoltenen Sachverhalt. Vorstehende Voll-
streckungsbeschränkung gilt jedoch nur, 

4.3.1 wenn der jeweilige Anspruchsgegner seine Freistellungsansprüche gegen die Versi-
cherer beziehungsweise seine Regressansprüche gegen andere Schuldner hinsicht-
lich des ausgeurteilten Haftpflichtschadens auf Verlangen von Continental an sie 
oder einen von ihr zu benennenden Dritten vollständig abtritt (s. Ziffer 4.3.2 unten) 
und 

4.3.2 wenn der jeweilige Anspruchsgegner keine Obliegenheitsverletzung gegenüber den 
Versicherern begangen hat, die dazu führt, dass sein D&O-Deckungsschutz ganz 
oder teilweise entfällt. Bei einem teilweisen Entfallen des Versicherungsschutzes gilt 
dies nur insoweit, wie der Versicherungsschutz dadurch entfallen ist.  

Continental kann im Fall dieser Ziffer 4.3 verlangen, dass der jeweilige Anspruchs-
gegner seine Freistellungsansprüche gegen die Versicherer, soweit diese mit von 
Continental geltend gemachten Schadensersatzansprüchen zusammenhängen, nicht 
aber seine Ansprüche auf Abwehrkostenschutz gegen die Versicherer, vollständig 
oder teilweise an Continental oder an einen von Continental zu benennenden Dritten 
in schriftlicher Form überträgt. Die Anspruchsgegner garantieren, dass sie die Frei-
stellungsansprüche nicht mit Rechten Dritter belastet haben, sie übernehmen jedoch 
keine Garantie für das Bestehen und die Durchsetzbarkeit der Freistellungsansprü-
che. Continental ist dann berechtigt, nicht aber verpflichtet, eine Direktklage gegen 
die Versicherer zu erheben. 

4.4 Ziffer 5 (Verjährungsverzicht) und Ziffer 7 (Kommunikation) dieser Vereinbarung wer-
den unbeschadet der vorstehenden Regelungen in Ziffer 4.1 und 4.2 mit Unterzeich-
nung aller Parteien sowie Übersendung der E-Mail nach Ziffer 8.5.2 wirksam und wir-
ken ab diesem Zeitpunkt im Verhältnis zwischen dem jeweiligen Anspruchsgegner, der 
Continental und den Versicherern. Die Regelungen in Ziffer 5 stehen in keinem synal-
lagmatischen Verhältnis zu Leistungen der Continental. 

5. VERJÄHRUNGSVERZICHT 

5.1 Die Anspruchsgegner verzichten bis zum Wirksamwerden dieser Vereinbarung auf die 
Einrede der Verjährung im Hinblick auf etwaige Schadensersatzansprüche der Conti-
nental gegen sie aufgrund und/oder im Zusammenhang mit dem Abgegoltenen Sach-
verhalt, soweit diese Schadensersatzansprüche am 15. September 2025 noch nicht 
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verjährt waren. Der Verjährungsverzicht umfasst nicht Ansprüche nach Ziffer 2.5 die-
ser Vereinbarung. Gleichzeitig verzichten die Anspruchsgegner bis zum Wirksamwer-
den dieser Vereinbarung aber auch untereinander auf die Einrede der Verjährung im 
Hinblick auf etwaige Ausgleichs- oder Regressansprüche untereinander im Zusam-
menhang mit dem Abgegoltenen Sachverhalt, soweit diese Ansprüche am 15. Sep-
tember 2025 noch nicht verjährt waren (diese Ansprüche gem. Satz 1 und 2 insgesamt 
nachfolgend die „Unverjährten Ansprüche”).  

5.2 Für den Fall, dass diese Vereinbarung nicht bis zum 31. Dezember 2026 nach Zif-
fer 4.1 wirksam geworden ist, verzichten die Anspruchsgegner bis zum 30. Juni 2027 
auf die Einrede der Verjährung im Hinblick auf die Unverjährten Ansprüche. 

5.3 Für den Fall, dass eine Anfechtungs- oder Nichtigkeitsklage gegen den dieser Verein-
barung samt Annex zustimmenden Hauptversammlungsbeschluss der Continental er-
hoben wird, verzichten die Anspruchsgegner bis zu dem Zeitpunkt, der sechs Monate 
nach (i) einer rechtskräftigen Feststellung der Nichtigkeit und/oder Unwirksamkeit die-
ser Vereinbarung oder (ii) einer rechtskräftigen Stattgabe der Anfechtungs- oder Nich-
tigkeitsklage gegen den dieser Vereinbarung samt Annex zustimmenden Hauptver-
sammlungsbeschluss der Continental liegt, auf die Einrede der Verjährung im Hinblick 
auf die Unverjährten Ansprüche. 

5.4 Continental und die Anspruchsgegner untereinander nehmen den Verjährungsverzicht 
gemäß Ziffer 5.1 bis Ziffer 5.3 an. 

5.5 Während der Dauer des Verjährungsverzichts gemäß Ziffer 5.1 bis Ziffer 5.3 ist die 
Verjährung im Hinblick auf die Unverjährten Ansprüche jeweils in entsprechender An-
wendung der §§ 204, 209 BGB gehemmt. 

6. KOSTEN 

Die Parteien tragen die ihnen im Zusammenhang mit dem Abschluss dieser Vereinba-
rung entstandenen Kosten jeweils selbst. Ferner tragen die Parteien ihre eigenen An-
waltskosten. Ein Kostenausgleich findet nicht statt.  

7. KOMMUNIKATION 

7.1 Die Parteien verpflichten sich, in Bezug auf den Abschluss und den Inhalt dieser Ver-
einbarung sowie den Abgegoltenen Sachverhalt in Pressemitteilungen, Veröffentli-
chungen, Stellungnahmen sowie jeglicher anderer Kommunikation gegenüber an die-
ser Vereinbarung nicht beteiligten Dritten die berechtigten Interessen und die Reputa-
tion der jeweils anderen Parteien bestmöglich zu berücksichtigen. Die Parteien sind 
sich einig, dass es den berechtigten Interessen der Parteien entspricht, Existenz und 
Inhalt dieser Vereinbarung streng vertraulich zu behandeln, solange die Vereinbarung 
nicht zwecks Beschlussfassung nach § 93 Abs. 4 Satz 3 AktG im Zuge der Einberufung 
der Hauptversammlung von Continental offengelegt wurde. 

7.2 Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass Ziffer 7.1 dieser Vereinbarung der Offenle-
gung (i) gegenüber der Hauptversammlung der Continental nach § 93 Abs. 4 Satz 3 
AktG und der Erteilung von Auskünften an Aktionäre in der Hauptversammlung der 
Continental gemäß § 131 AktG, (ii) im Rahmen sonstiger gesetzlicher Bekanntma-
chungs- und Informationspflichten von Continental (iii) im Rahmen der Anspruchsver-
folgung von Continental gegen Dritte sowie (iv) durch die Parteien gegenüber (ehema-
ligen) verbundenen Unternehmen (und deren Rechtsnachfolgern), Rückversicherern 
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sowie gegenüber externen zur Verschwiegenheit verpflichteten Beratern, Prüfern, Be-
hörden oder Gerichten nicht entgegensteht. 

7.3 Die Continental wird die Einladungsunterlagen den Versicherern und den Anspruchs-
gegnern im Vorfeld zur Information überlassen. 

8. ANZEIGEN 

Alle Anzeigen und Erklärungen aufgrund oder im Zusammenhang mit dieser Vereinba-
rung sind in Schriftform und zugleich vorab per E-Mail zu richten an: 

8.1 Für die Versicherer: 

AIG: 
BLD Bach Langheid Dallmayr Rechtsanwälte PartGmbB 
[für Einladung zur Hauptversammlung entfernt] 
 
AXA XL: 
DLA Piper UK LLP 
[für Einladung zur Hauptversammlung entfernt]  
 
Zurich: 
Zurich Insurance Europe AG, Niederlassung für Deutschland 
[für Einladung zur Hauptversammlung entfernt] 

8.2 Für Continental:  

Skadden, Arps, Slate, Meagher & Flom LLP 
[für Einladung zur Hauptversammlung entfernt] 

8.3 Für die Anspruchsgegner: 

Die im Rubrum genannten anwaltlichen Vertreter des jeweiligen Anspruchs-
gegners.  

8.4 Continental zeigt den Anspruchsgegnern den Eingang von Zahlungen von AIG und 
AXA XL nach Ziffer 1.1 und 1.2 sowie den Eintritt der aufschiebenden Bedingungen 
nach Ziffer 4.1 unverzüglich an. 

8.5 Die Parteien vereinbaren im Hinblick auf das Wirksamwerden dieser Vereinbarung und 
ihres Annexes ferner: 

8.5.1 Continental hat Skadden, Arps, Slate, Meagher & Flom LLP („Skadden”) beauftragt 
und bevollmächtigt, alle Mitteilungen und Erklärungen im Zusammenhang mit dieser 
Vereinbarung und ihrem Annex zu empfangen und zu übermitteln. In gleicher Weise 
beauftragen und bevollmächtigen die Versicherer BLD Bach Langheid Dallmayr 
Rechtsanwälte PartGmbB („BLD”).  Eine Änderung dieser Mitteilungs- und Erklä-
rungsbevollmächtigten ist den anderen Parteien mit einer Frist von zwei Wochen 
vorab mitzuteilen. Für die Anspruchsgegner bleibt es bei den anwaltlichen Vertretern 
nach Ziffer 8.3 dieser Vereinbarung. 

8.5.2 Jede Partei übersendet an Skadden: 

per E-Mail vorab jeweils ein gescanntes Exemplar der von ihr unterschriebenen und 
auf jeder Seite paraphierten Vereinbarung; 
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per Kurier elf Originale der vollständigen und auf jeder Seite paraphierten Vereinba-
rung einschließlich der handschriftlich unterzeichneten Unterschriftenseiten. 

8.5.3 Herr Schäfer und Continental übersenden an Skadden zusätzlich entsprechend Zif-
fer 8.5.2 unterschriebene Fassungen des Annexes. 

8.5.4 Die Parteien ermächtigen Skadden unwiderruflich dazu, die Originale der Unterschrif-
tenseiten zu jeweils einem Original dieser Vereinbarung samt Annex zusammenzu-
stellen und an die Parteien zu übersenden. Entsprechend ermächtigen die Parteien 
Skadden unwiderruflich dazu, die vorab per E-Mail zugesendeten Scans zu einem 
elektronischen Dokument zusammenzustellen. 

8.5.5 Diese Vereinbarung wird abgeschlossen, wenn Skadden das gemäß vorstehender 
Regelung hergestellte elektronische Dokument per E-Mail an BLD und an die oben 
genannten anwaltlichen Vertreter der Anspruchsgegner übermittelt hat. Das Schrift-
formerfordernis gemäß Ziffer 9.1 findet insoweit keine Anwendung. Ziffer 4 bleibt un-
berührt. 

9. SCHLUSSBESTIMMUNGEN

9.1 Nebenabreden zwischen den Parteien zu dieser Vereinbarung und ihrem Annex be-
stehen nicht. Änderungen, Ergänzungen und Nebenabreden zu dieser Vereinbarung, 
einschließlich dieses Schriftformerfordernisses, bedürfen der Schriftform. Vereinbarun-
gen zwischen den Anspruchsgegnern und AIG über die Erstattung von Abwehrkosten 
bleiben unberührt. 

9.2 Diese Vereinbarung unterliegt deutschem Recht. Für sämtliche Streitigkeiten aus 
und/oder im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung sind die Zivilgerichte der Bun-
desrepublik Deutschland zuständig. Ausschließlicher Gerichtsstand ist Hannover, so-
weit rechtlich zulässig. 

9.3 Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung oder des Annexes ganz oder teilweise 
unwirksam sein oder ihre Rechtswirksamkeit später verlieren, wird diese Bestimmung, 
soweit dies rechtlich zulässig ist, durch eine angemessene Regelung ersetzt, die wirt-
schaftlich dem am nächsten kommt, was die Parteien gewollt haben oder gewollt hät-
ten, wenn sie die Unwirksamkeit der Regelung bedacht hätten. Die Anwendbarkeit von 
§ 139 BGB ist ausgeschlossen. Entsprechendes gilt für eine Lücke dieser Vereinba-
rung. Soweit eine Ersetzung unwirksamer Bestimmungen oder Lücken nach Satz 1
und 3 nicht möglich ist, berührt das die Gültigkeit dieser Vereinbarung oder des Anne-
xes nur dann, wenn anzunehmen ist, dass diese Vereinbarung oder der Annex ohne
den nichtigen Teil oder mit der Lücke nicht abgeschlossen worden wären.

[Unterschriftenseiten für Einladung zur Hauptversammlung entfernt]
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Annex (Vergleichsvereinbarung zwischen Continental und Wolfgang Schäfer) zum 

Haftungs- und Deckungsvergleich hat folgenden Wortlaut: 
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Abschließender Vergleich über Ansprüche aus Dienstverhältnis und Verjährungsver-
zicht  

zwischen 

1. Continental Aktiengesellschaft, Continental-Plaza 1, 30175 Hannover („Continen-
tal“ oder „Continental AG“), vertreten durch den Aufsichtsrat,

und 

2. Herrn Wolfgang Schäfer, vertreten durch [für Einladung zur Hauptversammlung ent-
fernt]

(Continental und Herr Schäfer nachfolgend auch einzeln „Partei“ 
 und zusammen die „Parteien“). 

Präambel 

A. Die Parteien schließen diese Vereinbarung als Annex zu dem Haftungs- und De-
ckungsvergleich zwischen Continental, Herrn Schäfer, weiteren Ehemaligen Vor-
standsmitgliedern, [Name des ehemaligen General Counsel und Chief Compliance
Officer für Einladung zur Hauptversammlung entfernt] und Versicherern („Haftungs- 
und Deckungsvergleich“) ab. Soweit hier nicht anders geregelt, haben kursiv ge-
schriebene Begriffe die Bedeutung wie im Haftungs- und Deckungsvergleich.

B. Herr Schäfer war vom 1. Januar 2010 bis zum 17. November 2021 Vorstandsmitglied
von Continental und für das Ressort „Finanzen, Controlling, IT und Recht“ zuständig,
das ab 2011 auch den Bereich Rechtliche Compliance umfasste. Seine Tätigkeit
wurde durch Aufhebungsvertrag vom 18. November 2021 zum Ablauf des 31. Januar
2022 („Aufhebungsvertrag“) beendet.

C. In dem Aufhebungsvertrag ist in Ziffer 4.1 geregelt, dass Herr Schäfer einen Anspruch
auf ausstehende Dienstbezüge hat. Continental hat sich vorbehalten, diesen Anspruch
nach dem Aufhebungsvertrag nach einem näher geregelten zeitlichen Ablauf mit et-
waigen Schadensersatzansprüchen von Continental verrechnen zu können. Zudem ist
in Ziffer 5.1 des Aufhebungsvertrags geregelt, dass Herr Schäfer einen Anspruch auf
Zahlung in Höhe von EUR 6.692.920,14 brutto hat, es sei denn, dass bei Abschluss
des Aufhebungsvertrags im Zusammenhang mit näher bezeichneten Verfahren und
Untersuchungen, die wiederum im Zusammenhang mit der Dieselthematik stehen,
aufgrund einer Pflichtverletzung von Herrn Schäfer ein wichtiger Grund im Sinne des
§ 626 Abs. 1 BGB für eine außerordentliche Kündigung des Anstellungsvertrags mit
Herrn Schäfer vorlag.
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D. Continental ist der Auffassung, einen Schadensersatzanspruch gegen Herrn Schäfer 
zu haben, weil Herr Schäfer seine Sorgfaltspflichten im Zusammenhang mit der Die-
selthematik verletzt habe. Auf dieser Grundlage meint Continental, dass Continental 
mit eigenen Schadensersatzansprüchen gegen den Anspruch aus Ziffer 4.1 aufrech-
nen könne und der Anspruch aus Ziffer 5.1 des Aufhebungsvertrags nicht entstanden 
sei. 

Herr Schäfer hat den Vorwurf einer Sorgfaltspflichtverletzung zurückgewiesen und ei-
nen Schadensersatzanspruch dem Grunde und der Höhe nach bestritten. Herr Schä-
fer meint, dass der Anspruch aus Ziffer 5.1 des Aufhebungsvertrags entstanden sei 
und macht diesen sowie den Anspruch aus Ziffer 4 des Aufhebungsvertrags geltend. 
Er verweist auch darauf, dass die in Ziffer 4.2 des Aufhebungsvertrags genannten 
strafrechtlichen Ermittlungsverfahren in Bezug auf seine Person durch die Staatsan-
waltschaft sämtlich eingestellt wurden. Er fordert auf dieser Grundlage eine Zahlung 
in Höhe von insgesamt EUR 8.734.664,50 zuzüglich Zinsen. Im Rahmen der in Bezug 
auf Herrn Schäfer inzwischen eingestellten strafrechtlichen Ermittlungsverfahren so-
wie der Erfüllung von Auskunftspflichten gegenüber Continental im Zusammenhang 
mit der Dieselthematik sind Herrn Schäfer zudem Kosten für seine Strafverteidigung 
und strafrechtliche Beratung entstanden, deren Übernahme in Ziffer 4.3 des Aufhe-
bungsvertrags vorgesehen ist und die wegen einer Uneinigkeit über die Wirksamkeit 
und Reichweite der bestehenden Kostenübernahmevereinbarung noch nicht vollstän-
dig erstattet wurden. Die unter C und D genannten behaupteten Ansprüche Herrn 
Schäfers sind die „Behaupteten Ansprüche“. 

E. Die Parteien vereinbaren vor dem Hintergrund und im Zusammenhang mit dem Haf-
tungs- und Deckungsvergleich einen Vergleich zur endgültigen Regelung der Behaup-
teten Ansprüche von Herrn Schäfer aus dem Dienstverhältnis gegen Continental (den 
„Abschließenden Vergleich“ oder „Annex“), um langjährige Streitigkeiten über die 
geltend gemachten Ansprüche im beiderseitigen Interesse der Parteien zu vermeiden 
und unter Aufrechterhaltung ihrer jeweiligen Standpunkte zu einer einvernehmlichen 
Regelung zu kommen.  

Dazu vereinbaren die Parteien: 

1. ABGELTUNG DER ANSPRÜCHE AUS DIENSTVERHÄLTNIS / AUFHEBUNGS-
VERTRAG 

1.1 Zur Abgeltung des Anspruchs aus Ziffer 4.1 des Aufhebungsvertrags zahlt Continental 
Herrn Schäfer EUR 2.041.744,36 (in Worten: Zwei Millionen einundvierzigtausendsie-
benhundertvierundvierzig Euro und sechsunddreißig Cent) zuzüglich Verzugszinsen. 
Die Verzugszinsen werden jeweils ab Fälligkeit der Ansprüche bezahlt, d.h. das Mo-
natsfestgehalt für Dezember 2021 ab dem 1. Januar 2022, das Monatsfestgehalt für 
Januar 2022 ab dem 1. Februar 2022, der Performance Bonus für das Geschäftsjahr 
2021 ab dem 1. Juni 2022 und der Performance Bonus für das Geschäftsjahr 2022 ab 
dem 1. Juni 2023. Die Regelung in Ziffer 4.2 des Aufhebungsvertrags findet hierauf 
keine Anwendung. 

1.2 Zur Abgeltung des behaupteten Anspruchs aus Ziffer 5.1 des Aufhebungsvertrags 
zahlt Continental Herrn Schäfer insgesamt EUR 2.850.000,00 (in Worten: Zwei Millio-
nen achthundertfünfzigtausend Euro). Die Fälligkeit dieses Anspruchs besteht seit 
dem 1. Februar 2024; ab diesem Zeitpunkt entstehen Verzugszinsen. Die Regelungen 
in den Ziffern 5.2 und 5.3 des Aufhebungsvertrags finden hierauf keine Anwendung. 

1.3 Zur Abgeltung des Anspruchs aus Ziffer 4.3 des Aufhebungsvertrags erstattet Conti-
nental Herrn Schäfer die Kosten seiner Strafverteidigung und strafrechtlichen 
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Beratung, soweit die Rechtsberatung notwendig und die Kosten angemessen waren. 
Continental wird ausgleichen, dass die Kostenübernahme für Herrn Schäfer einen zu 
versteuernden geldwerten Vorteil darstellt. 

1.4 Die Zahlungen nach Ziffern 1.1, 1.2 und 1.3 dieses Abschließenden Vergleichs werden 
vier Wochen, nachdem die Voraussetzungen für das Wirksamwerden dieses Abschlie-
ßenden Vergleichs gemäß Ziffer 2.1 eingetreten sind, ausgezahlt. Dies umfasst bzgl. 
der Ziffern 1.1 und 1.2 auch die sich nach § 288 Abs. 1 BGB ab deren Fälligkeit erge-
benden Verzugszinsen hierauf in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz, 
die bei der Zahlung als solche anzugeben sind. 

1.5 Die Zahlungen nach Ziffern 1.1, 1.2 und 1.3 erfolgen auf das folgende Konto: IBAN: 
[für Einladung zur Hauptversammlung entfernt], BIC: [für Einladung zur Hauptver-
sammlung entfernt]. 

1.6 Sämtliche Behauptete Ansprüche, einschließlich etwaiger Zinsforderungen, sind mit 
den Zahlungen nach Ziffern 1.1, 1.2 und 1.3 dieser Vereinbarung abgegolten. Die Par-
teien sind sich einig, dass danach keine Vergütungs- oder Kostenübernahmeansprü-
che aus der strafrechtlichen Verteidigung und Beratung im Zusammenhang mit den 
Ermittlungsverfahren sowie aus der erfolgten zivilrechtlichen Inanspruchnahme durch 
die Continental AG von Herrn Schäfer gegen Continental mehr bestehen.  

1.7 Ansprüche aus der betrieblichen Altersversorgung und auf Zuführung und Auszahlung 
der Deferred Compensation gemäß Aufbaukonto II und § 8 des Dienstvertrages zwi-
schen Continental und Herrn Schäfer vom 15. April 2020 bleiben, wie in Ziffer 4.4 des 
Aufhebungsvertrags geregelt, unberührt. 

1.8 Etwaige Verpflichtungen von Herrn Schäfer aus den Ziffern. 2.4 bis einschließlich 2.10 
des Aufhebungsvertrags (u.a. Auskunfts- und Mitwirkungspflichten) sind vollständig 
erfüllt und erledigt.  

2. WIRKSAMKEIT 

2.1 Dieser Abschließende Vergleich steht mit Ausnahme der Ziffer 3 unter der aufschie-
benden Bedingung, dass 

(a) Herr Schäfer den Haftungs- und Deckungsvergleich unterzeichnet und 

(b) die Hauptversammlung der Continental AG die Zustimmung zu dem Haf-
tungs- und Deckungsvergleich samt diesem Annex beschließt und nicht eine 
Minderheit, deren Anteile zusammen den zehnten Teil des Grundkapitals der 
Continental AG erreichen, zur Niederschrift Widerspruch erhebt (§ 93 Abs. 4 
Satz 3 AktG). 

2.2 Sollte nach Eintritt der aufschiebenden Bedingung die Nichtigkeit und/oder Unwirksam-
keit dieses Annexes rechtskräftig festgestellt oder einer Anfechtungs- oder Nichtigkeits-
klage gegen den dem Haftungs- und Deckungsvergleich samt Annex zustimmenden 
Hauptversammlungsbeschluss der Continental AG (der „Hauptversammlungsbe-
schluss“) rechtskräftig stattgegeben werden, werden die Parteien über einen neuen 
Vergleich verhandeln, der dem Inhalt dieses Abschließenden Vergleichs unter Berück-
sichtigung der zur Nichtigkeit und/oder Unwirksamkeit führenden Umstände möglichst 
nahe kommen soll. Die Parteien sind sich einig, dass Ziffer 3 auch dann wirksam bleibt, 
wenn die Nichtigkeit und/oder Unwirksamkeit von Teilen des Abschließenden Ver-
gleichs rechtskräftig festgestellt oder einer Anfechtungs- oder Nichtigkeitsklage gegen 
den Hauptversammlungsbeschluss rechtskräftig stattgegeben wird. 
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3. VERJÄHRUNGSVERZICHT

3.1 Continental verzichtet bis zum Wirksamwerden des Haftungs- und Deckungsver-
gleichs auf die Einrede der Verjährung im Hinblick auf die Behaupteten Ansprüche,
soweit diese Ansprüche am 15. September 2025 noch nicht verjährt waren.

3.2 Sollten die Fälle der Ziffern 5.2 oder 5.3 des Haftungs- und Deckungsvergleichs ein-
treten, gilt der Verjährungsverzicht von Continental bezüglich der Behaupteten Ansprü-
che jeweils bis zu einem Zeitpunkt, der 15,5 Monate nach dem Ende des Verjährungs-
verzichts von Herrn Schäfer gemäß den Ziffern 5.1 bis 5.3 des Haftungs- und De-
ckungsvergleichs zugunsten der Continental liegt.

3.3 Herr Schäfer nimmt den Verjährungsverzicht gemäß Ziffer 3.1 bis Ziffer 3.2 an.

3.4 Während der Dauer des Verjährungsverzichts gemäß Ziffer 3.1 bis Ziffer 3.2 ist die
Verjährung im Hinblick auf die Behaupteten Ansprüche jeweils in entsprechender An-
wendung der §§ 204, 209 BGB gehemmt.

3.5 Der in dieser Ziffer 3 geregelte Verjährungsverzicht gilt unabhängig von der Wirksam-
keit der übrigen Bestimmungen dieses Abschließenden Vergleichs.

4. SONSTIGES

4.1 Änderungen dieses Abschließenden Vergleichs einschließlich dieses Schriftformerfor-
dernisses bedürfen der Schriftform gemäß § 126 BGB unter Ausschluss des § 127
Abs. 2 BGB. Mitteilungen bedürfen der Textform.

4.2 Ersatzansprüche der Continental AG im Sinne des § 93 Abs. 2 AktG sind nicht Gegen-
stand dieses Abschließenden Vergleichs, sondern dem Haftungs- und Deckungsver-
gleich vorbehalten.

4.3 Sollte eine Bestimmung dieses Abschließenden Vergleichs ganz oder teilweise un-
wirksam oder undurchführbar sein oder werden oder sollte sich bei Durchführung die-
ses Abschließenden Vergleichs eine Regelungslücke herausstellen, so bleibt die Wirk-
samkeit der übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. Anstelle der unwirksamen, un-
durchführbaren oder fehlenden Bestimmung soll eine angemessene und rechtlich zu-
lässige Bestimmung treten, die wirtschaftlich dem am nächsten kommt, was die Par-
teien gewollt haben oder gewollt hätten, wenn sie die Unwirksamkeit, Undurchführbar-
keit oder Lückenhaftigkeit bedacht hätten.

[Unterschriftenseiten für Einladung zur Hauptversammlung entfernt].

*** Ende des Auszugs aus der Einladung zu Hauptversammlung***




